
 

 

 

 

 

CYAN AG 

 
München 

 

- ISIN DE000A2E4SV8  - 
- WKN A2E4SV - 

 

 

 

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zu der 

 

ordentlichen Hauptversammlung 

 

am Mittwoch, den 03. Juli 2019, um 11.00 Uhr, 

in die Räume der Bayerische Börse AG 

am Karolinenplatz 6 in 80333 München 

ein. 

 

TAGESORDNUNG 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2018, des Lage-

berichts der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2018 sowie des Berichts des Auf-

sichtsrats über das Geschäftsjahr 2018 

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2018 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2018 Entlastung zu erteilen. 

 



3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2018 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2018 Entlastung zu erteilen. 

 
4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2019 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die HLB Dr. Stückmann und Partner mbB Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Bielefeld, Niederlassung München, zum 

Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2019 zu wählen.  

 

5. Beschlussfassung über Ergänzungswahlen zum Aufsichtsrat 

 

Das Aufsichtsratsmitglied Christobal Mendez de Vigo zu Löwenstein hat sein Amt mit 

Wirkung zum 30. November 2018 niedergelegt. Das Amtsgericht München - Registerge-

richt – hat auf Antrag des Vorstands und des Aufsichtsrats der Gesellschaft Herrn 

Rechtsanwalt Dr. Lucas Prunbauer, Wien, bis zum Ablauf der ordentlichen Hauptver-

sammlung vom 3. Juli 2019 zum Mitglied des Aufsichtsrats bestellt.  

 

Es ist daher eine Ergänzungswahl eines Aufsichtsratsmitglieds erforderlich. 

 

Der Aufsichtsrat der CYAN AG setzt sich nach §§ 95 Satz 1, 96 Abs.1, 101 Abs. 1 Akti-

engesetz in Verbindung mit § 9 Abs. (1) der Satzung der Gesellschaft in der zum Zeit-

punkt der Einberufung dieser Hauptversammlung gültigen Fassung aus drei Mitgliedern 

zusammen, die durch die Hauptversammlung gewählt werden.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, 

 

Herrn Dr. Lucas Prunbauer, Rechtsanwalt und Partner bei Prunbauer & Romig Rechts-

anwälte, Wien/Österreich, wohnhaft in Wien/Österreich, mit Wirkung ab Beendigung der 

Hauptversammlung vom 03. Juli 2019 für den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen 

Mitglieds, demnach für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die 

Entlastung des Aufsichtsrats für das zum 31. Dezember 2022 endende Geschäftsjahr 

beschließt, zum Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft zu wählen. 

 

 



Der Lebenslauf des zur Wahl vorgeschlagenen Kandidaten steht auf der Internetseite 

der Gesellschaft unter https://ir.cyansecurity.com/ im Bereich „Investor Relations“ und 

„Hauptversammlung 2019“ zur Verfügung. 

 

6. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Genehmigtes Kapital 

2018/I, die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2019/I mit möglichem 

Ausschluss des Bezugsrechts und die entsprechende Satzungsänderung 

 

Das von der Hauptversammlung vom 19. Januar 2019 beschlossene Genehmigte Kapi-

tal wurde teilweise ausgenutzt. Um der Gesellschaft eine größtmögliche Flexibilität zu 

gewährleisten, soll mit dem nachfolgenden Beschlussvorschlag das Genehmigte Kapital 

2018/I aufgehoben und ein neues genehmigtes Kapital in Höhe von 50 % des Grundka-

pitals geschaffen werden.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

 

a) Das von der Hauptversammlung vom 19. Januar 2018 beschlossene Genehmigte 

Kapital 2018/I gemäß § 4 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft in Höhe von EUR 

2.628.979,00 wird im Hinblick auf die Schaffung des neuen Genehmigten Kapital 

2019/I unter nachfolgenden Absätzen mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintra-

gung des neuen Genehmigten Kapitals 2019/I aufgehoben. 

 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 

der Gesellschaft bis zum 2. Juli 2024 einmalig oder mehrmalig um insgesamt bis 

zu EUR 4.442.972,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis 

zu 4.442.972 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Geneh-

migtes Kapital 2019/I). Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht ein-

zuräumen. Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstitu-

ten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug an-

zubieten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 

 

- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

 

- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapitals 

nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 

nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim 



Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund 

anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

 

- wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung der 

Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen o-

der Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehen-

der Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen 

die Gesellschaft erfolgt; 

 

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft ausge-

gebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht 

auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung 

des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde.  

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-

zelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Aufsichts-

rat wird ermächtigt, nach jeder Ausübung des genehmigten Kapitals oder Ablauf 

der Frist für die Ausnutzung des genehmigten Kapitals die Fassung der Satzung 

entsprechend anzupassen. 

 

c) § 4 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  

 

„(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund-

kapital der Gesellschaft bis zum 2. Juli 2024 einmalig oder mehrmalig um 

insgesamt bis zu EUR 4.442.972,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

durch Ausgabe von bis zu 4.442.972 neuen, auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2019/I). Den Aktionären ist 

dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können 

auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung über-

nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand 

ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre auszuschließen: 

 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

 



b) wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapi-

tals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Bör-

senpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); 

beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsaus-

schluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugs-

rechts auf Grund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

 

c) wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewäh-

rung der Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-

nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der 

Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs 

von Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt; 

 

d) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft 

ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es 

ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen 

würde.  

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-

teren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzu-

legen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach jeder Ausübung des ge-

nehmigten Kapitals oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des ge-

nehmigten Kapitals die Fassung der Satzung entsprechend anzupas-

sen.“ 

 

Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG 

über den Ausschluss des Bezugsrechts in Tagesordnungspunkt 6 

 

Um in Bezug auf das genehmigte Kapital der Gesellschaft eine größtmögliche Flexibilität 

zu gewährleisten, schlagen Vorstand und Aufsichtsrat unter Tagesordnungspunkt 6 die 

Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals in Höhe von 50 % des Grundkapitals unter 

Aufhebung des bisherigen Genehmigten Kapitals 2018/I vor. Das bisherige genehmigte 

Kapital wurde bereits teilweise in Anspruch genommen. Aus Gründen der Flexibilität soll 

das neue Genehmigte Kapital 2019/I sowohl für Bar- als auch für Sachkapitalerhöhun-

gen verwendet werden können. Bei der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 



2019/I haben die Aktionäre der Gesellschaft grundsätzlich ein Bezugsrecht. Der Vor-

stand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre auszuschließen  

 

- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;  

 

Damit soll die Abwicklung einer Aktienausgabe mit Bezugsrecht der Aktionäre er-

leichtert werden. Spitzenbeträge können sich aus dem jeweiligen Emissionsvolu-

men und der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Der 

Wert von Spitzenbeträgen je Aktionär ist in der Regel gering, der Aufwand für die 

Ausgabe von Aktien ohne einen Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge da-

gegen erheblich höher. Der Ausschluss dient daher der Praktikabilität und der er-

leichterten Durchführung einer Aktienausgabe. 

 

- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapitals nicht über-

steigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich 

unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen dieser Ermäch-

tigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Aus-

schluss des Bezugsrechts auf Grund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

 

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen 

gibt dem Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre gem. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag 

liegt damit im Rahmen der gesetzlichen Regelung. Das Volumen der Ermächti-

gung entspricht 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft. Diese Ermächtigung er-

möglicht eine kurzfristige Aktienplatzierung unter flexibler Ausnutzung günstiger 

Marktverhältnisse und führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss 

als im Fall einer Aktienplatzierung mit Bezugsrecht, da bei der Festlegung des 

Platzierungsentgelts kein Kursänderungsrisiko für den Zeitraum der Bezugsfrist 

berücksichtigt werden muss. Der Vorstand soll mit dieser Form der Kapitalerhö-

hung in die Lage versetzt werden, die für die zukünftige Geschäftsentwicklung er-

forderliche Stärkung der Eigenkapitalausstattung zu optimalen Bedingungen vor-

nehmen zu können. Dadurch, dass der Ausgabepreis der Aktie den Börsenkurs 

jeweils nicht wesentlich unterschreitet, wird dem Interesse der Aktionäre an einem 

wertmäßigen Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Der Vorstand wird den 

Ausgabepreis so nahe an dem dann aktuellen Börsenkurs festlegen, wie dies unter 



Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt möglich ist, und sich um 

eine marktschonende Platzierung der neuen Aktien bemühen. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ist mit zu berücksichtigen. 

 

- wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung der Ak-

tien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Betei-

ligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligun-

gen) oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft er-

folgt; 

 

Hierdurch sollen Unternehmensakquisitionen erleichtert werden. Die Gesellschaft 

agiert auf dem sich schnell entwickelnden IT-Markt, in dem sie ihre Marktposition 

stetig verfestigen und stärken muss. Hierzu gehört es auch, andere Unternehmen 

oder Unternehmensteile zu erwerben bzw. sich an anderen Unternehmen zu be-

teiligen. Im Rahmen solcher Akquisitionen bestehen Verkäufer nicht selten darauf, 

Aktien als Gegenleistung zu erhalten, da dies für sie attraktiver sein kann als ein 

Barverkauf. Die Möglichkeit, Aktien als Akquisitionswährung einzusetzen, gibt der 

Gesellschaft den notwendigen Spielraum, sich bietende Erwerbsgelegenheiten 

schnell und flexibel auszunutzen. Hierfür muss das Bezugsrecht der Aktionäre 

ausgeschlossen werden können. Da derartige Akquisitionen meist kurzfristig erfol-

gen, können sie in der Regel nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden Haupt-

versammlung beschlossen werden. Es bedarf eines genehmigten Kapitals, auf das 

der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zugreifen kann. Die 

Möglichkeit, im Einzelfall Forderungen gegen die Gesellschaft durch die Ausgabe 

von Aktien der Gesellschaft zurückführen zu können, hat ebenfalls den Vorteil, 

dass eine Belastung der Liquidität vermieden wird. Zwar kommt es bei einem Be-

zugsrechtsausschluss zu einer Verringerung der Beteiligungsquote der Aktionäre; 

die Nutzung von Aktien als Akquisitionswährung sowie zur Einbringung von For-

derungen gegen die Gesellschaft wäre jedoch bei eingeräumtem Bezugsrecht 

nicht möglich. Im Rahmen einer jeden Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Be-

zugsrechts der Aktionäre wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er unter Berück-

sichtigung der Interessen der Gesellschaft sowie des Interesses der Aktionäre am 

Schutz ihrer Beteiligungsquote von dem eingeräumten genehmigten Kapital sowie 

der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Nur 

wenn den Belangen der Aktionäre gebührend Rechnung getragen wird und der 



Aufsichtsrat dem zustimmt, wird das Kapital der Gesellschaft auf diesem Weg er-

höht. 

 

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft ausgegebe-

nen Optionsscheine und/oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf 

neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Opti-

ons- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde;  

 

Dieser Bezugsrechtsausschluss ist nicht zuletzt deshalb erforderlich und ange-

messen, um die genannten Personen in gleichem Maße wie Aktionäre vor Ver-

wässerung ihrer Rechte zu schützen. Durch den Bezugsrechtsausschluss kann 

den Inhabern von Wandlungs- und Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten so 

ein Bezugsrecht auf neue Aktien in gleicher Weise gewährt werden, wie es ihnen 

zustünde, wenn sie von ihrem Umtausch- oder Optionsrecht vor der Durchführung 

der Kapitalerhöhung Gebrauch gemacht hätten. Die Inhaber werden mit anderen 

Worten behandelt, als seien sie bereits Aktionär. Hierdurch wird vor allem eine 

Platzierung von Wandlungs-/ Optionsschuldverschreibungen am Kapitalmarkt er-

leichtert. 

 

Bei Abwägung aller genannten Umstände hält der Vorstand die vorgeschlagene Er-

mächtigung zum Bezugsrechtausschluss in den genannten Fällen aus den aufgezeigten 

Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen.  

 

7. Beschlussfassung über eine Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen mit möglichem Ausschluss des Bezugsrechts, 

über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2019/I und die entsprechende Sat-

zungsänderung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:  

 

a) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 2. Juli 

2024 einmalig oder mehrmalig auf den Inhaber lautende Wandel- und/oder Opti-

onsschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 150.000.000,00 

(nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“) mit einer Laufzeit von längs-

tens 20 Jahren zu begeben und den Inhabern der Schuldverschreibungen Wand-

lungs- bzw. Optionsrechte auf neue Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 

Betrag des Grundkapitals von bis zu insgesamt EUR 4.442.972,00 nach näherer 



Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu gewähren. Die 

Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmalig, insgesamt oder in Tei-

len sowie auch gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. 

 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibun-

gen zu. Das gesetzliche Bezugsrecht kann auch in einer Weise eingeräumt wer-

den, dass die Schuldverschreibungen von einem oder mehreren Kreditinstituten 

mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzu-

bieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre der Gesellschaft auf die Schuldverschreibungen mit 

Wandlungs- oder Optionsrecht auf Aktien der Gesellschaft ganz oder teilweise 

auszuschließen, 

 

- sofern die Schuldverschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden 

und so ausgestattet sind, dass ihr Ausgabepreis ihren nach anerkannten fi-

nanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht 

wesentlich unterschreitet; dies gilt jedoch nur insoweit, als die zur Bedienung 

der dabei begründeten Options- und/oder Wandlungsrechte und -pflichten 

auszugebenden Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschrei-

ten, und zwar weder bezogen auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 

auf den Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Beim Gebrauchma-

chen dieser Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 

Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

 

- um den Inhabern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der Gesell-

schaft zum Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu 

gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte zustünden; 

 

- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 

 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der 

Wandelschuldverschreibungen das Recht, ihre Wandelschuld-verschreibungen 

nach näherer Maßgabe der Wandelanleihebedingungen in Aktien der Gesellschaft 

umzutauschen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wandlung auszuge-

benden Aktien darf den Nennbetrag der Wandelschuldverschreibungen nicht über-

steigen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrages 



einer Wandelschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für 

eine Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Divi-

sion des unter dem Nominalbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Wandel-

schuldverschreibung durch den festgelegten Wandlungspreis für eine Aktie der 

Gesellschaft ergeben. Es kann vorgesehen werden, dass das Umtauschverhältnis 

variabel und der Wandlungspreis innerhalb einer festzulegenden Bandbreite in Ab-

hängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses während der Laufzeit oder wäh-

rend eines bestimmten Zeitraums innerhalb der Laufzeit festgesetzt wird. Das Um-

tauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet wer-

den; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen 

kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausge-

glichen werden. 

 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen wird bzw. werden jeder 

Optionsschuldverschreibung eine oder mehrere Optionsschein(e) beigefügt, der 

bzw. die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden 

Optionsbedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigt bzw. be-

rechtigen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Optionsschuldverschrei-

bung zu beziehenden Aktien darf den Nennbetrag der Optionsschuldverschreibun-

gen nicht übersteigen.  

 

Die jeweiligen Schuldverschreibungsbedingungen können auch eine Wandlungs-

pflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt begründen. 

Schließlich können die Schuldverschreibungsbedingungen vorsehen, dass im 

Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung die Gesellschaft dem Wandlungs- bzw. 

Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegen-

wert in Geld zahlt. Ferner können die jeweiligen Schuldverschreibungsbedingun-

gen festlegen, dass im Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung auch eigene 

Aktien der Gesellschaft gewährt werden können.  

 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie der Ge-

sellschaft (Bezugspreis) muss auch bei einem variablen Umtauschverhältnis/ 

Wandlungspreis entweder (a) mindestens 80 % des durchschnittlichen Schluss-

auktionspreises der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an die 

Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesys-

tem) an den zehn Börsentagen unmittelbar vor dem Tag der Beschlussfassung 

durch den Vorstand über die Begebung der Wandel- oder 



Optionsschuldverschreibungen oder (b) mindestens 80 % des durchschnittlichen 

Schlussauktionspreises der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder ei-

nem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 

Nachfolgesystem) während der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Frank-

furter Wertpapierbörse gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Bör-

sentage des Bezugsrechtshandels, entsprechen. §§ 9 Abs. 1, 199 Abs. 2 AktG 

bleiben unberührt. 

 

Sofern während der Laufzeit einer Schuldverschreibung Verwässerungen des wirt-

schaftlichen Werts der bestehenden Wandlungs- oder Optionsrechte eintreten und 

dafür keine Bezugsrechte als Kompensation eingeräumt werden, werden die 

Wandlungs- oder Optionsrechte – unbeschadet des geringsten Ausgabebetrags 

gemäß § 9 Abs. 1 AktG – wertwahrend angepasst, soweit die Anpassung nicht 

bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. In jedem Fall darf der anteilige Betrag 

des Grundkapitals der je Schuldverschreibung zu beziehenden auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien den Nennbetrag pro Schuldverschreibung nicht überschrei-

ten.  

 

Statt einer Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises kann nach näherer 

Bestimmung der Bedingungen der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen 

auch die Zahlung eines entsprechenden Betrages in Geld durch die Gesellschaft 

bei Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung der Op-

tions- bzw. Wandlungspflicht vorgesehen werden. Die Schuldverschreibungs-be-

dingungen können darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder an-

derer außerordentlicher Maßnahmen bzw. Ereignisse eine Anpassung der Opti-

ons- bzw. Wandlungsrechte bzw. -pflichten vorsehen. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-

zelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, 

Wandlungs- bzw. Optionspreis und den Wandlungs- bzw. Optionszeitraum, fest-

zusetzen. 

 

b) Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 4.442.972,00 durch Aus-

gabe von bis zu 4.442.972 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt 

erhöht (Bedingtes Kapital 2019/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewäh-

rung von Aktien an die Inhaber von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, 



die gemäß vorstehender Ermächtigung begeben werden. Die Bedingte Kapitaler-

höhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Wandel- und/oder Op-

tionsschuldverschreibungen, die auf der Grundlage der Ermächtigung der Haupt-

versammlung vom 03. Juli 2019 von der Gesellschaft bis zum 2. Juli 2024 begeben 

werden, von ihrem Wandel- bzw. Optionsrecht Gebrauch machen oder Wand-

lungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht 

andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien neh-

men vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Wand-

lungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten entste-

hen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entspre-

chend der jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen. 

 

c) § 4 der Satzung wird um folgenden Absatz 4 ergänzt: 

 

„(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 4.442.972,00 durch 

Ausgabe von bis zu 4.442.972 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückak-

tien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2019/I). Die bedingte Kapitalerhöhung 

wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Wandel- und/oder Opti-

onsschuldverschreibungen, die auf der Grundlage der Ermächtigung der 

Hauptversammlung vom 03. Juli 2019 von der Gesellschaft bis zum 

2. Juli 2024 begeben werden, von ihrem Wandel- bzw. Optionsrecht Ge-

brauch machen oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibun-

gen erfüllt werden und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung 

eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-

jahres an, in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 

oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der 

Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-

zelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der 

jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen.“ 

 

Bericht des Vorstands gemäß § 221 Abs. 4 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

über den Ausschluss des Bezugsrechts zu Tagesordnungspunkt 7 

 

Die Tagesordnung sieht unter Tagesordnungspunkt 7 eine Ermächtigung zur Ausgabe 



von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen vor. Nach dieser Ermächtigung 

ist es dem Vorstand möglich, bis zum 2. Juli 2024 einmalig oder mehrmalig auf den 

Inhaber lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen im Gesamtnennbe-

trag von bis zu EUR 150.000.000,00 mit einer Laufzeit von längstens 20 Jahren zu be-

geben und den Inhabern der Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte 

auf neue Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis 

zu insgesamt EUR 4.442.972,00 einzuräumen. Mit der gewählten Höhe des Ge-

samtnennbetrages wird dem Vorstand die Möglichkeit gegeben, innerhalb des Ermäch-

tigungszeitraumes einer positiven Aktienkursentwicklung Rechnung zu tragen. 

 

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Entwick-

lung des Unternehmens. Ein Instrument der Finanzierung sind dabei Options- oder Wan-

delschuldverschreibungen, durch die dem Unternehmen zunächst zinsgünstiges Fremd-

kapital zufließt, das ihm später in Form von Eigenkapital unter Umständen erhalten 

bleibt. Die vorgeschlagene Ermächtigung wird daher dem Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats, insbesondere bei Eintritt günstiger Kapitalmarktbedingungen, den Weg zu 

einer im Interesse der Gesellschaft liegenden flexiblen und zeitnahen Finanzierung er-

öffnen. Die erzielten Wandel- und Optionsprämien kommen der Gesellschaft zugute. Die 

ferner vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von Wandel- und Optionsrech-

ten auch Wandlungspflichten zu begründen, erweitert den Spielraum für die Ausgestal-

tung dieses Finanzierungsinstruments. Rechtsprechung und Gesetzgeber haben den 

Gesellschaften jüngst wieder die für sie günstige Möglichkeit eröffnet, Schuldverschrei-

bungen auf der Basis von bedingten Kapitalia zu begeben, die nur einen Mindestausga-

bebetrag (anstatt des zwischenzeitlich geforderten konkreten Ausgabebetrages) vorse-

hen.  

 

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die Options- bzw. 

Wandelschuldverschreibung zu (§ 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 1 AktG). Um die Abwick-

lung zu erleichtern, soll von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, die Options- 

und/oder Wandelschuldverschreibungen an ein oder mehrere Kreditinstitute mit der Ver-

pflichtung auszugeben, den Aktionären die Anleihen entsprechend ihrem Bezugsrecht 

anzubieten (mittelbares Bezugsrecht i.S.v. § 186 Abs. 5 AktG). Der Vorstand soll jedoch 

ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

auszuschließen 

 

- sofern die Schuldverschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden und so 

ausgestattet sind, dass ihr Ausgabepreis ihren nach anerkannten 



finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht we-

sentlich unterschreitet; dies gilt jedoch nur insoweit, als die zur Bedienung der da-

bei begründeten Options- und/oder Wandlungsrechte und -pflichten auszugeben-

den Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder 

bezogen auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch auf den Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung. Beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss 

des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG zu berücksichtigen; 

 

Hierdurch erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr 

kurzfristig und schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Kon-

ditionen bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz, Options- bzw. 

Wandlungspreis und Ausgabepreis der Options- und Wandelschuldverschreibun-

gen zu erreichen. Eine marktnahe Konditionsfestsetzung und reibungslose Plat-

zierung wäre bei Wahrung des Bezugsrechts nur eingeschränkt möglich. Zwar ge-

stattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit bei 

Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen der Konditionen dieser Anleihe) bis 

zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu beobachtenden 

Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über meh-

rere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Konditionen 

der Schuldverschreibungen und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch 

ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit dessen Ausübung 

(Bezugsverhalten) die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zu-

sätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann bei Einräumung eines Be-

zugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf 

günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen 

Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft 

ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können. 

 

Für diesen Fall eines Ausschlusses des Bezugsrechts gilt gemäß § 221 Abs. 4 

Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die dort 

geregelte Grenze für Bezugsrechtsauschlüsse von zehn Prozent des Grundkapi-

tals ist nach dem Beschlussinhalt einzuhalten. Die Ermächtigung zum Bezugs-

rechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur für Schuldverschrei-

bungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im 



Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächti-

gung. Hierbei werden auf die Zehnprozentgrenze Aktien, die unter Ausnutzung ei-

ner zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung geltenden bzw. an 

deren Stelle tretenden Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigten 

Kapital gemäß § 203 Abs. 1 und 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Aus-

schluss des Bezugsrechts ausgegeben werden sowie eigene Aktien, die gemäß § 

71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 3 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 

übertragen werden, jeweils angerechnet. Dadurch ist sichergestellt, dass die Inte-

ressen der Aktionäre an einer möglichst geringen Beeinträchtigung ihrer Rechte 

gewahrt werden. 

 

Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich ferner, dass der Ausgabepreis den theo-

retischen Marktwert der Schuldverschreibung nicht wesentlich unterschreiten darf. 

Hierdurch soll sichergestellt werden, dass eine nennenswerte wirtschaftliche Ver-

wässerung des Wertes der Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungsef-

fekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe von Options- bzw. Wandelschuldver-

schreibungen eintritt, kann ermittelt werden, indem der theoretische Marktwert der 

Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen nach anerkannten, insbesondere fi-

nanzmathematischen Methoden errechnet und mit dem Ausgabepreis verglichen 

wird. Liegt danach dieser Ausgabepreis nur unwesentlich unter dem theoretischen 

Marktwert zum Zeitpunkt der Begebung der Options- oder Wandelschuldverschrei-

bungen, ist nach dem Sinn und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ein Bezugsrechtsausschluss wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig. 

Zur Ermittlung des theoretischen Marktwerts der Schuldverschreibungen hat der 

Vorstand die Pflicht, eine Opinion einer Investmentbank oder Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft einzuholen. Diese Opinion hat zu belegen, dass der Ausgabepreis 

den theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter-

schreitet, so dass der Schutz der Aktionäre vor einer Verwässerung ihres Anteils-

besitzes gewährleistet ist. 

 

Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der 

Gesellschaft auch nach Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten jederzeit 

durch Zukäufe von Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten. Demgegenüber er-

möglicht die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss der Gesellschaft markt-

nahe Konditionsfestsetzung, größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der Platzierbar-

keit bei Dritten und kurzfristige Ausnutzung günstiger Marktsituationen. 

 



- um den Inhabern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft zum 

Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie 

sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte zustünden; 

 

Der marktübliche Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber bereits 

ausgegebener Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass der Wandlungs-/Op-

tionspreis für die bereits ausgegebenen und regelmäßig mit einem Verwässe-

rungsschutzmechanismus ausgestatteten Schuldverschreibungen nicht ermäßigt 

zu werden braucht. Dadurch können die Schuldverschreibungen in mehreren 

Tranchen attraktiver platziert werden, und es wird insgesamt ein höherer Mittelzu-

fluss ermöglicht. Auch dieser Bezugsrechtsausschluss liegt damit im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 

 

- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

 

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist sinnvoll und marktkonform, um 

ein praktisch handhabbares Bezugsverhältnis herstellen zu können. Dies erleichtert die 

Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Die Kosten eines Bezugsrechtshandels bei 

Spitzenbeträgen stehen auch in keinem vernünftigen Verhältnis zum Vorteil für die Akti-

onäre. 

 

Bei Abwägung aller genannten Umstände hält der Vorstand die vorgeschlagene Er-

mächtigung zum Bezugsrechtausschluss in den genannten Fällen aus den aufgezeigten 

Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen. 

 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie der Gesell-

schaft muss indessen (auch bei einem variablen Umtauschverhältnis bzw. einem vari-

ablen Wandlungs- oder Optionspreis), außer im Falle einer Wandlungspflicht, entweder 

mindestens 80 % des durchschnittlichen Schlussauktionspreises der Aktien der Gesell-

schaft im XETRA-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an den zehn 

Börsenhandelstagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die 

Begebung der Schuldverschreibungen betragen oder mindestens 80 % des durch-

schnittlichen Schlussauktionspreises der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (o-

der einem entsprechenden Nachfolgesystem) während der Bezugsfrist, mit Ausnahme 

der beiden letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels entsprechen. 

 

Das vorgesehene Bedingte Kapital 2019/I (§ 4 Abs. 4 der Satzung) dient dazu, die mit 



den Schuldverschreibungen verbundenen Wandlungs- oder Optionsrechte zu bedienen 

oder Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft zu erfüllen, soweit die Schuldver-

schreibungen ausgegeben wurden. 

 

8. Beschlussfassung über die Anpassung der Aufsichtsratsvergütung und entspre-

chende Satzungsänderung 

 

Im Wettbewerb um herausragende Persönlichkeiten zur Besetzung des Aufsichtsrats 

leistet eine angemessene und sachgerechte Vergütung einen wichtigen Beitrag. Vor 

dem Hintergrund stetig steigender Anforderungen an die Kontrolltätigkeit des Aufsichts-

rats und im Hinblick auf die Aufsichtsratsvergütungen vergleichbarer Unternehmen soll 

die Aufsichtsratsvergütung zum Erhalt ihrer Wettbewerbsfähigkeit angepasst werden. 

Der Ersatz der Auslagen, die Übernahme der Kosten für eine Vermögensschadenhaft-

pflichtversicherung der Aufsichtsratsmitglieder sowie die Regelung zur zeitanteiligen Zu-

gehörigkeit zum Aufsichtsrat der Gesellschaft sollen unverändert bleiben. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

 

a) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zuge-

hörigkeit zum Aufsichtsrat eine Vergütung in Höhe von € 30.000,00. Der Vorsit-

zende erhält € 40.000,00. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht wäh-

rend eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, erhalten die Vergütung zeitan-

teilig entsprechend der Dauer ihrer Aufsichtsratszugehörigkeit. 

 

b) § 14 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

"(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer 

Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine Vergütung in Höhe von € 30.000,00. Der 

Vorsitzende erhält € 40.000,00. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat 

nicht während eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, erhalten die 

Vergütung zeitanteilig entsprechend der Dauer ihrer Aufsichtsratszugehörig-

keit." 

 

Mit Wirksamkeit der Änderung von § 14 Abs. 1 der Satzung findet die Neuregelung der 

Aufsichtsratsvergütung erstmals Anwendung für das am 01. Januar 2019 begonnene 

Geschäftsjahr. 

 



9. Beschlussfassung über die Zustimmung zum Abschluss eines Sacheinlage- und 

Einbringungsvertrags zwischen der CYAN AG und der I-New Unified Mobile Solu-

tions AG, Mattersburg (Österreich), mit dem sämtliche Anteile der CYAN AG an 

der CYAN Security Group GmbH, Wien (Österreich), in die I-New Unified Mobile 

Solutions AG, Mattersburg (Österreich) gegen Gewährung von neuen Anteilen an 

der I-New Unified Mobile Solutions AG, Mattersburg (Österreich) eingebracht wer-

den sollen 

 

Die CYAN AG hält 100 % der Anteile an der CYAN Security Group GmbH, Wien ("CYAN 

GmbH"). Das Stammkapital der CYAN Security Group GmbH beträgt EUR 35.000,00 

und ist vollständig einbezahlt. Des Weiteren hält die CYAN AG 100 % der Aktien der I-

New Unified Mobile Solutions AG, Mattersburg ("I-New AG"). 

 

Der Vorstand beabsichtigt, sämtliche Geschäftsanteile an der CYAN Security Group 

GmbH in die I-New AG einzubringen. Im Gegenzug soll die CYAN AG 4.355.000 Stück 

neue, auf den Namen lautende Aktien der I-New AG erhalten. Hierzu soll ein Sachein-

lage- und Einbringungsvertrags zwischen der CYAN AG und der I-New AG geschlossen 

werden. Der Entwurf des Sacheinlage- und Einbringungsvertrags liegt seit der Einberu-

fung der Hauptversammlung in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht-

nahme durch die Aktionäre aus und ist auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.cyansecurity.com/ im Bereich „Investor Relations“ und „Hauptversammlung 

2019“ zugänglich. 

 

Wesentlicher Inhalt des Sacheinlage- und Einbringungsvertrags 

 

Vorbehaltlich der Zustimmung der Hauptversammlung zum Abschluss eines Sachein-

lage- und Einbringungsvertrags wird die CYAN AG ihre gesamten Geschäftsanteile an 

der CYAN GmbH, entsprechend einer Stammeinlage in Höhe von 100 % ("Geschäfts-

anteile"), unter Inanspruchnahme der umgründungssteuerlichen Begünstigungen des 

Art III UmgrStG (Umgründungssteuergesetz der Republik Österreich) rückwirkend zum 

Ablauf des 31. Dezember 2018 ("Einbringungsstichtag") in die I-New AG einbringen. 

Zum Einbringungsstichtag werden alle Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit den 

Geschäftsanteilen auf die I-New AG übergehen. Die Einbringung der Geschäftsanteile 

erfolgt auf Grundlage der auf den Einbringungsstichtag aufgestellten Einbringungsbi-

lanz.  

 



Als Gegenleistung erhält die CYAN AG neue 4.355.000, durch eine Kapitalerhöhung der 

I-New AG noch zu schaffende, auf den Namen lautende Aktien der I-New AG. 

 

Der Sacheinlage- und Einbringungsvertrag steht unter der aufschiebenden Bedingung, 

dass die Hauptversammlungen der CYAN AG sowie der I-New AG diesem Vertrag zu-

stimmen bzw. genehmigen und die Hauptversammlung der I-New AG die für die Aus-

gabe der neuen Aktien erforderliche Erhöhung des Grundkapitals beschließt. 

 

Die CYAN AG garantiert im Wege eines selbstständigen Garantieversprechens, dass, 

- sie abgesehen von der einzuholenden Zustimmung der Hauptversammlung, 

zum Abschluss des Sacheinlage- und Einbringungsvertrag berechtigt ist, 

- der Abschluss und die Durchführung dieses Vertrags keine Rechtsvorschriften 

verletzen, 

- sie weder zahlungsunfähig oder überschuldet ist und auch keine Insolvenz 

droht, 

- keine Rechtsstreitigkeiten anhängig sind, 

- die Geschäftsanteile im lastenfreien und unbeschränkten Eigentum der CYAN 

AG stehen, 

- die Stammeinlage an der CYAN GmbH vollständig erbracht wurde und 

- die Einbringung nach dem der I-New AG bekannten Gesellschaftsvertrag der 

CYAN GmbH und den gültigen Beschlüssen der CYAN GmbH erfolgt. 

 

Darüber hinaus wurde die Haftung der CYAN AG ausgeschlossen. Die CYAN AG über-

nimmt insbesondere nicht für einen bestimmten Ertrag des Vertragsgegenstands, für 

Einnahmen aus dem laufenden Betrieb, für das zukünftige tatsächliche Eintreffen von 

Vorhersagen, Annahmen, Schätzungen, Budgets, Planzahlen sowie für zukünftige Er-

eignisse oder Ergebnisse im Hinblick auf sämtliche wirtschaftliche, finanzielle, rechtliche 

und sonstigen Verhältnisse der CYAN GmbH eine Haftung: Bei einem Verstoß gegen 

die abgegebenen Garantien hat die CYAN AG zunächst 4 Wochen Zeit, den Verstoß zu 

beheben. Sollte ihr dies nicht gelingen, muss sie der I-New AG den durch den Verstoß 

entstandenen Schaden ersetzen. 

 

Beschlussvorschlag 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

 



"Dem Abschluss des Sacheinlage- und Einbringungsvertrag zwischen der CYAN AG als 

"Einbringende Partei" und der I-New Unified Mobile Solutions AG, Mattersburg (Öster-

reich), als "Übernehmende Partei", der im wesentlichen den Inhalt hat, der sich aus dem 

in der Hauptversammlung vom 03. Juli 2019 ausliegenden Entwurf ergibt, und mit dem 

sämtliche Geschäftsanteile der CYAN AG an der CYAN Security Group GmbH, Wien 

(Österreich), in die I-New Unified Mobile Solutions AG, Mattersburg (Österreich), gegen 

Gewährung von neuen Anteilen an der I-New Unified Mobile Solutions AG, Mattersburg 

(Österreich), eingebracht werden sollen, wird zugestimmt. Der Vorstand wird ermächtigt, 

alle Maßnahmen zu ergreifen und alle Einzelheiten festzulegen, die erforderlich sind, um 

die im Sacheinlage- und Einbringungsvertrag geregelte Einbringung durchzuführen." 

 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 

 

Der Vorstand hat einen Bericht über die Gründe, das unternehmerische Konzept sowie 

die Rechtsfolgen des von der Verwaltung vorgeschlagenen Abschlusses eines Sachein-

lage- und Einbringungsvertrags zwischen der CYAN AG und der I-New Unified Mobile 

Solutions AG (nachfolgend "I-New") zur Übertragung aller Anteile an der CYAN GmbH 

erstattet, der seit Einberufung der Hauptversammlung in den Geschäftsräumen der Ge-

sellschaft zur Einsichtnahme durch die Aktionäre ausliegt und auf der Internet-Seite der 

Gesellschaft zugänglich ist. Der Bericht, der auch in der Hauptversammlung zur Ein-

sichtnahme ausliegen wird, hat folgenden Inhalt: 

 

1.  Unternehmerisches Konzept  

 

Der Sacheinlage- und Einbringungsvertrag, mit dem alle Geschäftsanteile an der Cyan 

GmbH in die I-New eingebracht werden sollen, dient der Strukturvereinfachung der Cyan 

AG. Der Entwurf des Sacheinlage- und Einbringungsvertrags ist diesem Bericht als An-

lage 1 beigefügt.  

 

Die Cyan AG hat derzeit zwei operative Tochtergesellschaften, nämlich die CYAN GmbH 

und die I-New. Die Geschäftsanteile der I-New wurden nach dem Börsengang der CYAN 

AG erworben. Der Grund für den Erwerb der I-New durch die CYAN AG und nicht die 

CYAN GmbH war der Umstand, dass ein Teil der Anteile an der I-New im Rahmen einer 

Liquidität schonenden Sachkapitalerhöhung erworben wurden. Die Geschäftsanteile der 

CYAN GmbH sollen nunmehr in die I-New gegen Gewährung von neuen Aktien an der 

I-New eingebracht werden.  

 



Der Aufsichtsrat der Cyan AG hat dieser Umstrukturierung bereits zugestimmt. 

 

2.  Ablauf der Umstrukturierung 

 

Die zur Umsetzung der Umstrukturierung erforderliche Maßnahme stellt sich wie folgt 

dar:  

 

Mit einem Sacheinlage- und Einbringungsvertrag soll die CYAN AG alle ihre Geschäfts-

anteile an der CYAN GmbH in die I-New einbringen. Als Gegenleistung erhält die I-New 

4.355.000 Stück neue, auf den Namen lautende Stückaktien der I-New. Diese neuen 

Aktien sollen von der Hauptversammlung der I-New geschaffen werden.  

 

3. Rechtliche und wirtschaftliche Gründe für die Strukturmaßnahme 

 

Durch die Umhängung der Anteile an der CYAN GmbH von der CYAN AG in die I-New 

soll die Struktur der Gruppe vereinfacht werden, dies insbesondere im Lichte der zuneh-

menden Verschränkungen der Geschäftsbereiche, die eine Zusammenführung unter ei-

ner einheitlichen Struktur nahelegen. Es können dadurch Effizienzen erhöht und Kosten 

eingespart werden. Vor allem im administrativen Bereich sind Kosteneinsparungen zu 

verzeichnen.  

 

4. Auswirkung der Umstrukturierung auf die Cyan AG und ihre Aktionäre 

 

Mit der Einbringung der Geschäftsanteile der CYAN GmbH in die I-New tritt für die Akti-

onäre der CYAN AG ein sog. Mediatisierungseffekt ein. Mit der Umstrukturierung wird 

das operative Geschäft der CYAN GmbH fortan nicht mehr unmittelbar vom Vorstand 

der CYAN AG verantwortet, der der Entlastung durch die Aktionäre der CYAN AG unter-

steht, sondern von der Geschäftsleitung der I-New, für deren Entlastung und Bestellung 

der Vorstand der CYAN AG zuständig ist. Die Aktionäre der CYAN AG haben deshalb 

nach der Umhängung der Geschäftsanteile nur noch mittelbaren Einfluss auf das Ge-

schäftsleitungsorgan, das das operative Geschäft der CYAN GmbH betreibt. Im Hinblick 

auf den eintretenden Mediatisierungseffekt möchte der Vorstand die Aktionäre in den 

Entscheidungsprozess miteinbeziehen. Durch die Einholung der Zustimmung der Haupt-

versammlung zu dem Sacheinlage- und Einbringungsvertrag wird gleichzeitig auch den 

Anforderungen genügt, wie der Bundesgerichtshof zur Zustimmungsbedürftigkeit struk-

turändernder Geschäftsführungsmaßnahmen (BGHZ 83, 122 "Holzmüller-Entschei-

dung" und BGHZ 159, 30" Gelatine-Entscheidung") entwickelt hat.  



 

5. Steuerliche Folgen aus der Umhängung  

 

Die Umhängung der Geschäftsanteile von der Cyan GmbH in die I-New ist steuerneutral. 

Die Einbringung der Geschäftsanteile erfolgt auf Grundlage der auf den Einbringungs-

stichtag aufgestellten Einbringungsbilanz. Es wird erwogen, in weiterer Folge in Öster-

reich eine steuerliche Unternehmensgruppe im Sinne von § 9 KStG mit I-New als Grup-

penträger zu bilden. 

 

6. Mitwirkung der Hauptversammlung der CYAN AG  

 

Vorstand und Aufsichtsrat der CYAN AG machen den Abschluss des Sacheinlage- und 

Einbringungsvertrags von der Zustimmung der Hauptversammlung der CYAN AG ab-

hängig. Über die Erteilung dieser Zustimmung soll im Rahmen der Hauptversammlung 

am 03. Juli 2019 unter Tagesordnungspunkt 9 Beschluss gefasst werden.  

 

TEILNAHMEBEDINGUNGEN 

 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts 

 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der Haupt-

versammlung sind gemäß § 16 Abs. (3) der Satzung nur Aktionäre berechtigt, die sich unter 

Vorlage eines Nachweises ihres Aktienbesitzes vor der Hauptversammlung in Textform 

(§ 126b BGB) bei folgender Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse angemeldet ha-

ben: 

 

CYAN AG 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

Telefax: +49 89 889 690 633 

E-Mail: anmeldung@better-orange.de 

 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptver-

sammlung, d.h. auf den Beginn des 12. Juni 2019, 0.00 Uhr, beziehen. Die Anmeldung muss 



der Gesellschaft unter Vorlage des Nachweises des Anteilsbesitzes unter oben genannter Ad-

resse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis zum Ablauf des 26. Juni 2019, 24.00 Uhr, 

zugehen. 

 

Stimmrechtsvertretung 

 

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmäch-

tigten, z. B. durch die depotführende Bank, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person 

seiner Wahl, ausüben lassen. Auch im Fall einer Bevollmächtigung sind eine fristgerechte An-

meldung und der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 

zur Ausübung des Stimmrechts erforderlich. 

 

Wenn weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung bevollmächtigt wird, bedürfen 

die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft der Textform (§ 126 b BGB). 

 

Die Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine der in § 135 AktG 

gleichgestellte Institution oder Person mit der Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, 

weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigende Institution oder Person 

möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangt, weil diese gemäß § 135 AktG 

die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall 

mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 

 

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet werden kann, befindet sich auf 

der Rückseite der Eintrittskarte, welche den Aktionären nach der oben beschriebenen form- 

und fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird. Dieses steht auch auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter https://ir.cyansecurity.com/ im Bereich „Investor Relations“ und „Hauptver-

sammlung 2019“ zum Herunterladen zur Verfügung. 

 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann am Tag der Hauptversammlung durch den Bevoll-

mächtigten am Versammlungsort erbracht werden. Ferner kann der Nachweis der Bevoll-

mächtigung der Gesellschaft an die nachstehende Adresse, Telefax-Nummer  

oder E-Mail-Adresse übermittelt werden: 

 

CYAN AG  

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 



81241 München 

Deutschland 

Telefax: +49 89 889 690 655 

E-Mail: cyan@better-orange.de  

 

Als Service bieten wir unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte, weisungsge-

bundene Stimmrechtsvertreter mit der Stimmrechtsausübung zu bevollmächtigen. Auch im 

Fall einer Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter sind eine fristgerechte Anmeldung und 

der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 

des Stimmrechts erforderlich. Soweit die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-

ter bevollmächtigt werden, müssen diesen in jedem Falle Weisungen für die Ausübung des 

Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzu-

stimmen. Ihnen steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener Ermessensspielraum 

zu. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen keine Vollmachten zur Einlegung von 

Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und Frage-

rechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen.  

 

Ein Formular, das zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Ge-

sellschaft verwendet werden kann, erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte, 

welche nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird, 

und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://ir.cyansecurity.com/ im Be-

reich „Investor Relations“ und „Hauptversammlung 2019“ zum Herunterladen zur Verfügung. 

 

Die Vollmacht mit den Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und ihr Nach-

weis gegenüber der Gesellschaft sollen aus organisatorischen Gründen spätestens bis zum 

Ablauf des 02. Juli 2019 bei der vorstehenden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse 

eingegangen sein. 

 

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten und in der Hauptversammlung 

erschienenen Aktionären, Aktionärsvertretern bzw. deren Bevollmächtigten an, die Stimm-

rechtsvertreter der Gesellschaft auch während der Hauptversammlung mit der weisungsge-

bundenen Ausübung des Stimmrechts zu bevollmächtigen. 

 

Ergänzungsverlangen von Aktionären 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5 % ) (das entspricht 444.298 

Stückaktien) oder den anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 500.000 erreichen (das 



entspricht 500.000 Stückaktien), können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegen-

stände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegen-

stand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Ergänzungsverlangen 

müssen der Gesellschaft mindestens 24 Tage vor der Versammlung schriftlich zugehen; der 

Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letzt-

möglicher Zugangstermin ist also der 08. Juni 2019 (24.00 Uhr). Später zugegangene Ergän-

zungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 

 

Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an die folgende Adresse zu übermitteln: 

 

CYAN AG - Vorstand 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

 

Die Antragsteller haben nach § 122 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 122 Abs. 1 Satz 3 AktG 

nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens 

Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den 

Antrag halten. 

 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden - soweit nicht bereits mit der 

Einberufung bekannt gemacht - unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzei-

ger bekannt gemacht. Sie werden außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.cyansecurity.com/ im Bereich „Investor Relations“ und „Hauptversammlung 2019“ be-

kannt gemacht. 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären  

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären im Sinne von §§ 126, 127 des Aktienge-

setzes sind ausschließlich an folgende Adresse zu richten:  

 

CYAN AG  

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 



Telefax: +49 89 889 690 666 

E-Mail: antraege@better-orange.de 

 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht zugänglich ge-

macht. 

 

Vorbehaltlich den in § 126 Abs. 2 und 3 AktG sowie in § 127 AktG genannten Gründen werden 

wir zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären einschließ-

lich des Namens des Aktionärs und der Begründung sowie etwaige Stellungnahmen der Ver-

waltung hierzu auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://ir.cyansecurity.com/ im Be-

reich „Investor Relations“ und „Hauptversammlung 2019“ veröffentlichen, wenn diese bis spä-

testens zum Ablauf des 18. Juni 2019, 24.00 Uhr, bei der vorstehenden Anschrift eingehen. 

 

Auskunftsrecht des Aktionärs 

 

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 

Vorstand Auskunft zu geben über Angelegenheiten der Gesellschaft einschließlich der recht-

lichen und geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen sowie über die Lage 

des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, soweit sie zur 

sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Auskunfts-

verlangen sind in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der Aussprache 

zu stellen. 

 

Information zum Datenschutz für Aktionäre 

 

Die CYAN AG verarbeitet personenbezogene Daten von Aktionären und ggf. deren Bevoll-

mächtigten (insbesondere Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Besitzart der Ak-

tien und Nummer der Eintrittskarte) auf Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze, um den 

Aktionären die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu ermöglichen. 

Die Verarbeitung personenbezogenen Daten ist für die Teilnahme der Aktionäre an der Haupt-

versammlung zwingend erforderlich.  

 

Für die Verarbeitung ist die CYAN AG die verantwortliche Stelle. Rechtsgrundlage für die Ver-

arbeitung ist Art. 6 (1) c) DS-GVO. 

 

Die Dienstleister der CYAN AG, welche ggf. zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversamm-

lung beauftragt werden, erhalten von der CYAN AG nur solche personenbezogenen Daten, 



welche für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind und verarbeiten 

die Daten ausschließlich nach Weisung der CYAN AG. 

 

Ihre personenbezogenen Daten werden grundsätzlich anonymisiert bzw. gelöscht, sobald sie 

für die genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind und keine anderweitigen gesetzlichen 

Aufbewahrungspflichten oder Rechtfertigungsgründe für die Speicherung bestehen. Daten, 

die im Zusammenhang mit der Hauptversammlung erfasst wurden, werden i.d.R. 3 Jahre auf-

bewahrt, darüber hinaus nur dann, soweit dies im Zusammenhang mit möglichen Ansprüchen 

gegen die CYAN AG erforderlich ist. 

 

Jeder Aktionär hat ein jederzeitiges Auskunfts-, Berichtigungs-, Einschränkungs-, Wider-

spruchs- und Löschungsrecht bezüglich der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten, 

sowie ein Recht auf Datenübertragung nach Kapitel III der Datenschutz-Grundverordnung. 

Diese Rechte können Sie gegenüber der CYAN AG über die E-Mail-Adresse 

office@cyansecurity.com 

 

oder über die folgenden Kontaktdaten geltend machen: 

 

CYAN AG 

Friedrich-Herschel-Straße 5 

D-81679 München 

Deutschland 

 

Es steht Ihnen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 

Datenschutz-Grundverordnung zu. 

 
München, im Mai 2019 

 
CYAN AG 

Der Vorstand 


